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B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

179 Unterhaltung von Wettannahmestellen 

Bezirksregierung Münster          Münster, 17. Juli 2013 

 - 21.03.01.01 - 

Dem Hamburger Renn-Club e.V., Rennbahnstr. 96, 

22111 Hamburg, habe ich gemäß § 1 Rennwett- und 

Lotteriegesetz sowie den dazu ergangenen Ausführungs-

bestimmungen unter dem Vorbehalt des jederzeitigen 

Widerrufs bis zum 31.12.2013 gestattet, Wettannahme-

stellen für die Vermittlung von Pferdewetten in den 

Geschäftslokalen Wettannahme Hillerheide, An der 

Rennbahn 35, 45659 Recklinghausen; GTM, Raiffeisen-

str. 17, 46244 Bottrop, sowie Wettannahme, Kastanienstr. 

4, 45731 Waltrop, zu unterhalten. 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2013 S. 249 

 

 

180 Öffentlich-rechtliche Vereinbarung gemäß § 

23 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale 

Gemeinschaftsarbeit (GKG) in Verbindung 

mit § 5 Abs. 6 Satz 4 Landesabfallgesetz 

NRW (LAbfG) NRW zwischen den Städten 

und Gemeinden Ascheberg, Billerbeck, 

Coesfeld, Dülmen, Havixbeck, Lüding-

hausen, Nordkirchen, Nottuln, Olfen, Rosen-

dahl und Senden (nachfolgend „Städte und 

Gemeinden“) sowie dem Kreis Coesfeld 

(nachfolgend „Kreis“) über die Delegation 

von Aufgaben im Bereich der Sammlung 

und des  Transportes von Altmetallen sowie 

Elektroaltgeräten, die im Rahmen des kom-

munalen Anschluss- und Benutzungs-

zwanges anfallen 

 

Präambel 

Mit dieser Vereinbarung wollen die Städte und Ge-

meinden im Kreis Coesfeld und der Kreis Coesfeld die 

Basis für ihre künftige weitere Zusammenarbeit auf den 

Gebieten der Altmetallverwertung sowie der Entsorgung 

von Elektro- und Elektronikaltgeräten (im Weiteren 

„Elektroaltgeräte“) schaffen. Sie verfolgen damit das 

Ziel, die ordnungsgemäße Gestellung von Sammel-

behältern, den Transport und die Verwertung der in ihrem 

Gebiet anfallenden Altmetalle sowie von Elektroaltge-

räten jeweils aus Haushaltungen sowie entsprechende 

Kleinmengen aus anderen Herkunftsbereichen ab dem 

Tag Wirksamkeit dieser Vereinbarung kostengünstig zu 

gewährleisten und durch geeignete Entsorgungsunter-

nehmen (nachfolgend „Dienstleister“) durchführen zu 

lassen. 
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§ 1 

Aufgabenübernahme, Zweck 

1. Der Kreis übernimmt ab dem Tag der Wirk-

samkeit die nach § 5 Abs. 6 Satz 1 LAbfG NRW den 

Städten und Gemeinden obliegende Aufgabe der Ge-

stellung von Sammelbehältern für Altmetalle sowie Elek-

troaltgeräte, die den Städten und Gemeinden im Kreis 

Coesfeld im Rahmen des Anschluss- und Benutzungs-

zwanges überlassen werden und die Aufgabe des Trans-

portes der erfassten Mengen gemäß § 23 Abs. 2 Satz 1 

GKG in seine Zuständigkeit. 

2. Zweck der Aufgabenübernahme ist die opti-

mierte Durchführung der Dienstleistungen Behälterge-

stellung, Transport und Entsorgung gemäß Absatz 1 zu 

gewährleisten. 

3. Die Aufgaben der Vorhaltung von Container-

stellplätzen auf den Wertstoffhöfen sowie gegebenenfalls 

auf weiteren öffentlichen Flächen sowie die kontrollierte 

Entgegennahme der Abfälle verbleiben bei den Städten 

und Gemeinden. 

4. Die Aufgabe des Transportes der erfassten 

Mengen an Elektroaltgeräten greift nur dann, wenn der 

Kreis auf Grundlage des § 9 Abs. 6 die Abholung durch 

die Hersteller herausgenommen hat. 

 

§ 2 

Anbahnung und Abschluss von 

Dienstleistungsverträgen 

1. Der Kreis wird die für die Gestellung der 

ordnungsgemäßen Sammelbehälter, den Transport und 

die Entsorgung erforderlichen Verträge mit Dienstleistern 

- soweit rechtlich erforderlich - Vergabeverfahren/ 

Preisabfragen unterziehen und abschließen. 

2. Die Optierung zur Verwertung von Sammel-

gruppen durch die öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-

träger gemäß § 9 Abs. 6 Elektrogesetz sowie der Ab-

schluss von entsprechenden Dienstleistungsverträgen ge-

mäß Absatz 1 erfolgt nur dann, wenn sich die Eigen-

verwertung für die jeweilige Sammelgruppe nach Abzug 

der Kosten jeweils mindestens kostenneutral realisieren 

lässt. Andernfalls wird die jeweilige Sammelgruppe aus 

der Eigenverwertung herausgenommen und den Her-

stellern zur Abholung bereitgestellt. 

3. Die Ausweitung eines Erfassungssystems im 

Sinne von Abs. 2 über das erforderliche Mindestmaß 

hinaus (z.B. durch zusätzliche Sammelbehälter auf 

öffentlichen Flächen) erfolgt in Abstimmung mit der 

jeweils betroffenen Stadt bzw. Gemeinde. 

4. Soweit erforderlich, wird für die Vorbereitung 

und Durchführung der Vergabeverfahren externer Sach-

verstand hinzugezogen. Die Auswahl der externen Be-

rater erfolgt durch den Kreis in Abstimmung mit den 

Städten und Gemeinden. 

 

§ 3 

Grundsätze der Ausschreibung 

1. Der Kreis wird die Vergabeverfahren/ 

Preisabfragen im eigenen Namen und für das Gebiet 

sämtlicher Städte und Gemeinden durchführen. 

2. Die Leistungen sollen für höchstens 5 Jahre 

abgefragt werden. 

 

§ 4 

Überwachung der Vertragserfüllung der Dienstleister 

1. Der Kreis überwacht die Erfüllung der Verträge 

mit den Dienstleistern. Er ist verpflichtet und berechtigt, 

die aufgrund der Verträge mit den Dienstleistern er-

forderlichen Maßnahmen zu ergreifen. 

2. Die Städte und Gemeinden unterstützen den 

Kreis dahingehend, dass sie die Tätigkeiten der Dienst-

leister im Bereich der Sammlung und des Transportes 

jeweils bezogen auf ihr Stadt- bzw. Gemeindegebiet 

selbst überwachen und dabei festgestellte Vertragsver-

letzungen dem Kreis anzeigen. Sie sind jeweils auf ihr 

Stadt- bzw. Gemeindegebiet bezogen berechtigt, den 

Dienstleister auf Vertragsverletzungen hinzuweisen. Sie 

wirken bei der Abfallsammlung insbesondere durch die 

Weitergabe von Infos hinsichtlich Öffnungszeiten, Stand-

orten und durch die Bearbeitung von Beschwerden der 

Bürger in Absprache mit dem Kreis für ihr Gemeinde-

gebiet eigenständig mit. 

3. Die Städte und Gemeinden stellen dem Kreis 

alle für die Vergaben und die Vertragsdurchführung 

erforderlichen Informationen und Entscheidungen zur 

Verfügung. 

 

§ 5 

Kosten der Dienstleistung 

1. Die Städte und Gemeinden und der Kreis er-

heben weiterhin in ihrem Zuständigkeitsbereich Gebüh-

ren für die ihnen obliegenden Leistungen gegenüber den 

Gebührenschuldnern. 

2. Die Dienstleister werden vom Kreis vertraglich 

verpflichtet, Rechnungen bzw. Gutschriften für die Teil-

leistungen Sammlung, Transport und Verwertung direkt 

an den Kreis zu richten. 

3. Der Kreis berechnet die Aufwendungen aus Be-

hältergestellung und Transport den Städten und Gemein-

den über die diesbezüglichen Gebühren. Erlöse aus der 

Verwertung werden seitens des Kreises an die Städte und 

Gemeinden gegen Stellung entsprechender Rechnungen 

direkt ausgeschüttet. 

4. Die jeweilige Stadt bzw. Gemeinde oder der 

Kreis ist verpflichtet, die Mehrkosten (wie z.B. Ver-

zugszinsen, Prozesskosten, Stundenaufwand) zu tragen, 

die sich aus der unberechtigten Erhebung von Ein-

wendungen oder Versäumnissen (z.B. unterlassene oder 

fehlerhafte Anmeldungen von Behälterleerungen) er-

geben. 

5. Die Aufteilung der Kosten und Erlöse erfolgt 

entsprechend dem Anteil an Sammelcontainern der Städte 

und Gemeinden, bzw. soweit möglich entsprechend den 

tatsächlich ermittelten Gewichtsanteilen. 
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§ 6 

Verrechnung zwischen dem Kreis und den Städten 

und Gemeinden 

Alle internen und externen Aufwendungen bzw. Kosten 

im Zusammenhang mit der Umsetzung dieses Vertrages 

werden zwischen den Städten und Gemeinden und dem 

Kreis im Rahmen der „Gebührenberechnung Abfall-

wirtschaft“ abgerechnet bzw. refinanziert. 

 

§ 7 

Haftung 

Sofern der Kreis vom Dienstleister in Anspruch ge-

nommen wird, trägt er die Kosten, es sei denn, die Kosten 

können einem oder mehreren Städten und Gemeinden 

unmittelbar zugewiesen werden. Bei mehreren betrof-

fenen Städten und Gemeinden tragen diese die Kosten zu 

gleichen Teilen. 

 

§ 8 

Übertragung der Aufgaben auf die 

Wirtschaftsbetriebe Kreis Coesfeld GmbH 

Die Städte und Gemeinden und der Kreis sind sich einig, 

dass sich der Kreis für die Umsetzung dieses Vertrages 

der Wirtschaftsbetriebe Kreis Coesfeld GmbH bedienen 

kann. Eine diesbezügliche Beauftragung durch den Kreis 

ist beabsichtigt. 

 

§ 9 

Dauer 

Die Vereinbarung wird zunächst für den Zeitraum bis 

zum 31.12.2018 geschlossen und verlängert sich jeweils 

um weitere 5 Jahre, soweit nicht einer der Beteiligten 

spätestens sechs Monate vor Ablauf die Vereinbarung 

aufkündigt. 

 

§ 10 

Streitbeilegung 

Sofern Streitigkeiten über Rechte und Pflichten der 

Städte und Gemeinden und dem Kreis aus dieser 

öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nicht intern beigelegt 

werden können, gilt § 30 GkG NRW. 

 

§ 11 

Abweichende Vereinbarungen 

Abweichende Vereinbarungen bedürfen der Zustimmung 

sämtlicher Vertragsparteien und sind schriftlich zu doku-

mentieren. Dies gilt auch für einen Verzicht auf das 

Schrifterfordernis selbst. 

 

§ 12 

Salvatorische Klausel 

Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam 

sein oder werden oder die Vereinbarung eine Lücke 

enthalten, so bleibt die Rechtswirksamkeit der übrigen 

Bestimmungen hiervon unberührt. Anstelle der unwirk-

samen Bestimmung gilt eine wirksame Bestimmung als 

vereinbart, die dem von den Parteien Gewollten 

wirtschaftlich am nächsten kommt; das gleiche gilt im 

Fall einer Lücke. 

 

§ 13 

Genehmigungsvorbehalt; Inkrafttreten 

Die Vereinbarung bedarf der Genehmigung der Kom-

munalaufsichtsbehörde. Sie tritt am Tag nach der Be-

kanntmachung im Veröffentlichungsblatt der Aufsichts-

behörde in Kraft. 

Kreis Coesfeld 

10.07.2013 

gez. Püning   gez. Dr. Scheipers 

Gemeinde Ascheberg 

16.07.2013 

gez. Dr. Risthaus   gez. i.A. van Roje 

Stadt Billerbeck 

17.07.2013 

gez. Dirks 

Stadt Coesfeld 

17.07.2013 

gez. Öhmann 

Stadt Dülmen 

16.07.2013 

gez. i.V. Krollzig 

Gemeinde Havixbeck 

16.07.2013 

gez. Gromöller 

Stadt Lüdinghausen 

17.07.2013 

gez. Borgmann 

Gemeinde Nordkirchen 

16.07.2013 

gez. Bergmann 

Gemeinde Nottuln 

16.07.2013 

gez. Schneider 

Stadt Olfen 

28.07.2013 

gez. Himmelmann 

Gemeinde Rosendahl 

16.07.2013 

gez. Niehues   gez. Gottheil 

Gemeinde Senden 

17.07.2013 

gez. Holz    gez. Stephan 

 

Genehmigung und Bekanntmachung 

Vorstehende öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 

dem Kreis Coesfeld und den Städten und Gemeinden 

Ascheberg, Billerbeck, Coesfeld, Dülmen, Havixbeck, 

Lüdinghausen, Nordkirchen, Nottuln, Olfen, Rosendahl 

und Senden habe ich mit Verfügung vom heutigen Tage 

gemäß § 24 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über die 

kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) genehmigt. Die 

Vereinbarung wird am Tag nach der Veröffentlichung im 

Amtsblatt für den Regierungsbezirk Münster wirksam. 
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Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hier-

mit gemäß § 24 Abs. 3 GkG bekannt gemacht. 

Münster, den 26. Juli 2013 

Bezirksregierung Münster 

Az.: 31.1-1.6-COE-01/2013 

gez. i.A. Plätzer 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2013 S. 249-252 

 

 

181 Verordnung über die Einrichtung von Be-

zirksfachklassen an Berufskollegs im Regie-

rungsbezirk Münster 

Auf Grund des § 84 Abs. 2 Schulgesetz für das Land 

Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 15.02.2005 (GV. NRW. S. 102), zuletzt geän-

dert durch Gesetz vom 13. November 2012 (GV. NRW. 

S. 514), wird verordnet: 

 

§ 1 

Bezirksfachklasse an Berufskollegs im Regierungsbezirk 

Münster werden nach Maßgabe der Anlage zu dieser Ver-

ordnung gebildet. 

 

 

 

§ 2 

Die Verordnung tritt mit Beginn des Schuljahres 2013/ 

2014 am 01.08.2013 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Einrichtung 

von Bezirksfachklassen an Berufskollegs im Regierungs-

bezirk Münster vom 17.07.2012 außer Kraft 

 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2013 S. 252-261 
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182 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 

 über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

 (UVPG) 

Bezirksregierung Münster 

500-53.0040/13/0404.1 

45699 Herten, den 29.07.2013 

Die Firma Ruhr Oel GmbH, Pawiker Straße 30, 45877 

Gelsenkirchen hat einen Antrag zur wesentlichen Ände-

rung ihrer Anlage zur 

- Destillation oder sonstigen Weiterverarbeitung 

 von Erdöl oder Erdölerzeugnissen in Minera-

 lölraffinerien 

gemäß Nr. 4.4.1 dem Anhang der Vierten Verordnung 

zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(4. BImSchV) auf dem Betriebsgrundstück Johannastraße 

2–8 in 45899 Gelsenkirchen-Horst, Gemarkung Horst 

Flur 3, Flurstück 53, vorgelegt. 

Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und Betrieb 

einer Erdgasversorgungsleitung mit zugehörigen Filter-, 

Mess- und Regelungseinrichtungen zu Versorgung des 

Heizgasnetzes am Werkstandortes Gelsenkirchen-Horst. 

Die Firma Ruhr Oel GmbH beantragt 

- Errichtung Betrieb einer Erdgasleitung 

- Errichtung und Betrieb eines Filters 

- Errichtung und Betrieb eines Zählers 

- Errichtung und Betrieb einer Druckmessung 

- Verstärkungsmaßnahmen für die Fundamente 

 und den Stahlbau für die Verlegung der Rohr-

 leitungen 

- Verstärkungsmaßnahmen für die Fundamente 

 und den Stahlbau für die Aufstellung der 

 Zähler-/Filterstationen. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-

gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 

beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 

Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 

(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer Um-

weltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a-c des Ge-

setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-

führt. 

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es 

einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-

ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, 

da u.a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 

durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a 

UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 

Satz 1 des BImSchG. 

Im Auftrag 

gez. Elvira Kuhn-Renken 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2013 S. 262 

 

 

 

183 Bekanntmachung gemäß § 3a des Gesetzes 

 über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

 (UVPG) 

Bezirksregierung Münster 

500-53.0044/13/0404.1 

45699 Herten, den 29.07.2013 

Die Firma Ruhr Oel GmbH, Pawiker Straße 30, 45877 

Gelsenkirchen hat einen Antrag zur wesentlichen Ände-

rung ihrer Anlage zur 

- Destillation oder sonstigen Weiterverarbeitung 

 von Erdöl oder Erdölerzeugnissen in Mineral-

 ölraffinerien 

gemäß Nr. 4.4.1 des Anhangs der Vierten Verordnung 

zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(4. BImSchV) auf dem Betriebsgrundstück Johannastraße 

2–8 in 45899 Gelsenkirchen-Horst, Gemarkung Horst 

Flur 3, Flurstück 53, vorgelegt. 

Gegenstand des Antrages sind vorbereitende anlage-

technische Maßnahmen im Rahmen des MIP-Projektes 

(Margin Improvement Project) zur Effizienz Steigerung 

am Raffineriestandorts Gelsenkirchen-Horst. Insbeson-

dere sind folgende Änderungen in der Rohöldestillation 

A 11 beantragt: 

- Errichtung von 2 Pumpen 

- Errichtung von 1 Luftkühler 

- Errichtung von 1 Dampferzeuger 

- Erweiterung einer Schaltstation 

- Umbau einer Rohrbrücke 

- Bau einer neuen Stahlkonstruktion 

- Umbau einer bestehenden Stahlkonstruktion. 

Gemäß der 4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi-

gungsbedürftige Anlagen) und den Bestimmungen des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das 

beantragte Vorhaben einer Genehmigung nach diesen 

Vorschriften. 

Für das Vorhaben wurde ein Vorprüfungsverfahren 

(Screening) zur Feststellung des Erfordernisses einer Um-

weltverträglichkeitsuntersuchung gemäß §§ 3a-c des Ge-

setzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung durchge-

führt. 

Im Rahmen dieses Verfahrens wurde festgestellt, dass es 

einer weiteren Umweltverträglichkeitsprüfung als unselb-

ständiger Teil des Genehmigungsverfahrens nicht bedarf, 

da u.a. erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 

durch das Vorhaben nicht zu besorgen sind. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 

Die Bekanntmachung der Feststellung erfolgt nach § 3a 

UVPG in entsprechender Anwendung des § 10 Abs. 3 

Satz 1 des BImSchG. 

Im Auftrag 

gez. Elvira Kuhn-Renken 

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2013 S. 262 
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184 Bekanntmachung gem. § 21a der 9. Verord-

 nung zur Durchführung des Bundes-Immis-

 sionsschutzgesetzes (Verordnung über das 

 Genehmigungsverfahren– 9. BImSchV) 

Bezirksregierung Münster 

Dezernat 52 

Az.: 52-500-0211802/0021.U 

Münster, den 30.07.2013 

Die Bezirksregierung Münster, Nevinghoff 22, 48147 

Münster, hat der Firma RETERRA West GmbH & Co. 

KG, Dieselstraße 3, 44805 Bochum, mit Datum vom 

29.07.2013 eine Änderungsgenehmigung für eine Er-

weiterung der genehmigten Teilstromvergärungsanlage 

um zwei Schubbodenbunker zur kontinuierlichen Be-

schickung der Fermenter, Ergänzung um eine mecha-

nische Entwässerungsstufe, Errichtung von Prozess-

wasserspeicherbehältern mit Biogasspeicher, Errichtung 

und Betrieb einer neuen Halle mit Rottetunneln und 

Änderung der Lage der Hackschnitzelheizung erteilt: 

„Hiermit erteile ich Ihnen auf Ihren Antrag vom 

12.09.2012 einschließlich der Ergänzungen vom 

09.10.2012  und vom 17.04.2013  gemäß §§ 6 und 16 des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes - BImSchG1 - in Ver-

bindung mit den §§ 1 und 2 der Verordnung über 

genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV - die 

Genehmigung auf dem Grundstück in 48653 Coesfeld, 

Brink 37b; Gemarkung Kirchspiel, Flur 27, Flurstück 

220, die bestehende Anlage zur Kompostierung orga-

nischer Abfälle gemäß Ziffer 

8.5 Spalte c und d, Anlagen zur Erzeugung von 

 Kompost aus organischen  Abfällen mit einer 

 Durchsatzkapazität an Einsatzstoffen von 

8.5.1 75 Tonnen oder mehr je Tag, 

und einer Anlage gem. Ziffer 

8.6,  Anlagen zur biologischen Behandlung Spalte 

 c und d von 

8.6.2 nicht  gefährlichen Abfällen, soweit nicht durch 

 Nummer  8.6.3 erfasst, mit einer Durchsatz-

 kapazität an Einsatzstoffen von 

8.6.2.1 50 Tonnen oder mehr je Tag, 

der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen, 

4. BImSchV in der z.Zt. gültigen Fassung, geändert zu 

errichten und zu betreiben. 

Im Einzelnen ergibt sich der Umfang der Änderung der 

von der Ursprungsgenehmigung erfassten Anlagen und 

Betriebsweisen aus den im Anhang 1 zu diesem Bescheid 

aufgeführten Unterlagen. 

Diese Genehmigung wird nach Maßgabe der im Anhang 

1 angeführten Antragsunterlagen erteilt, sofern sich nicht 

durch nachstehende Anforderungen Änderungen er-

geben.“ 

Dieser immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbe-

scheid beinhaltet Nebenbestimmungen zum Baurecht, 

Immissionsschutzrecht, Wasserrecht Abfallrecht, Arbeits-

schutzrecht, Landschaftsrecht, Störfallrecht. Eine Sicher-

heitsleistung wurde festgelegt. 

Der Genehmigungsbescheid enthält folgende Rechtsbe-

helfsbelehrung: 

„Gegen diesen Bescheid können Sie innerhalb eines 

Monats nach Zugang Klage erheben. Die Klage ist bei 

dem Verwaltungsgericht Münster, Piusallee 38, 48147 

Münster, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds-

beamten der Geschäftsstelle einzulegen.“ 

Es wird hiermit bekannt gegeben, dass eine Ausfertigung 

des Genehmigungsbescheides vom 29.07.2013 in der Zeit 

vom 12.08.2013 bis 26.08.2013 während der Dienst-

stunden bei der 

 Bezirksregierung Münster, Dezernat 52, 

 Zimmer R-206, Nevinghoff 22, 48147 Münster 

und der  

 Stadtverwaltung Stadt Coesfeld, Bürgerbüro, 

 Zimmer 1, Markt 8 in 48653 Coesfeld 

ausliegt. 

_____________________ 

1Die Fundstellen der zitierten Gesetze und Vorschriften 

finden Sie im Anhang 2. 

Im Auftrag 

gez. Klaus Hüttemann 
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